
Umsetzung der „UN-Behindertenrechtskonvention in Kärnten“! 

„Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt 
werden. 
Die Republik (Bund, Länder und Gemeinden) bekennt sich 
dazu, die Gleichbehandlung von behinderten und nicht 
behinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen 
Lebens zu gewährleisten.“ (Bundesverfassung Artikel 7, Absatz 1) 
 

Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen hält fest, "dass alle Menschenrechte und 
Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind" und dass Menschen mit Behinderungen "der 
volle Genuss dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung garantiert werden muss". Weiters 
heißt es: "Behinderung entsteht, wenn Menschen mit Beeinträchtigungen auf einstellungs- und 
umweltbedingte Barrieren stoßen, die sie an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben" hindern. 
Am 30. März 2007 unterzeichnete Österreich die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen. Sie trat am 3. Mai 2008 völkerrechtlich in Kraft. Österreich ratifizierte am 9. Juli 2008 
und sie trat für uns am 26. Oktober 2008 in Kraft. 
 
Die UN-Konvention über die Rechte behinderter Menschen beinhaltet das Ende der Sonderschule 

und die Umstellung auf Inklusion!  

Die Integration unterscheidet zwischen Kindern mit und ohne »sonderpädagogischem 
Förderbedarf«. Die Inklusion geht von der Besonderheit und den individuellen Bedürfnissen eines 
jeden Kindes aus. Während die integrative Pädagogik die Eingliederung der »aussortierten« Kinder 
mit Behinderungen anstrebt, erhebt die inklusive Pädagogik den Anspruch, eine Antwort auf die 
komplette Vielfalt aller Kinder zu sein. 
 
Der Kärntner Enquete „Politik für Menschen mit Behinderung“ vom 15. März 2012 ist zu entnehmen, 
dass in Kärnten mit dem Aufbau von mehreren Inklusionszentren für Kinder mit Beeinträchtigung in 
Wohnortnähe - ohne Trennung von ihren Altersgenossen - zu rechnen ist. 
"Ein Leben unter der Käseglocke einer geschützten Schule ist keine Perspektive und schon gar kein 
Lebensentwurf", stellte NR  Dr. Franz-Joseph Huainigg (Behindertensprecher der ÖVP) fest. Er 
schilderte, wie entscheidend es für sein ganzes Leben und seine Bildung gewesen sei, dass er als 
Behinderter in Schulen und Bildungseinrichtungen integriert worden ist. 
 

"I Want to Learn", unter diesem Motto steht in diesem Jahr der "World Down Syndrom Day" 
(21.3.2012). Aus diesem Anlass forderte  Mag. Helene Jarmer, Behindertensprecherin der Grünen, 
die schrittweise Abschaffung der Sonderschulen und den Inklusiven Unterricht für alle SchülerInnen. 
"Vom Inklusiven Unterricht profitieren alle Beteiligten" ist Jarmer überzeugt. SchülerInnen mit 
Behinderungen können sich über den Sonderschullehrplan hinaus bewegen, haben positive 
Lernvorbilder und werden auch sozial integriert. Alle anderen SchülerInnen profitieren davon, dass 
mehr als eine Lehrkraft in der Klasse ist und lernen, dass Kinder und Jugendliche mit 
unterschiedlichsten Voraussetzungen ein Thema auf unterschiedliche Art aufarbeiten können. 
"International geht der Trend klar in Richtung Inklusion", sagt  Jarmer. 
 
Für die Zukunft ist zu wünschen, dass für jedes Kind mit Beeinträchtigung eine Schulform gefunden 
werden kann, die den individuellen Bedürfnissen entspricht und nicht nur den Vorgaben von 
Schreibtischakten Folge leistet.  
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